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Afghanistan: Keine Abschiebungen in staatliche Unterdrückung 

Breites Bündnis in NRW fordert die Landesregierung auf, aufgrund der Men-

schenrechtsverletzungen keine Abschiebungen nach Afghanistan zu vollziehen 

Ein Zusammenschluss zivilgesellschaftlicher Organisationen, darunter der Flücht-

lingsrat NRW, setzt sich für einen Verzicht auf Abschiebungen nach Afghanistan 

ein. In einem gemeinsamen Positionspapier verweisen die Bündnispartnerinnen 

auf die dramatisch verschlechterte Sicherheits- und Menschenrechtslage sowie die 

schwere humanitäre Krise im Land. Zu den mitzeichnenden Organisationen zählen 

u. a. die Freie Wohlfahrtspflege NRW, Amnesty International, die evangelischen 

Landeskirchen in NRW und der Landesintegrationsrat NRW.  

„Seit der Machtübernahme der Taliban im August 2021 haben internationale Men-

schenrechtsorganisationen weit verbreitete und umfassende Menschenrechtsver-

letzungen dokumentiert“, erklärt Kirsten Schwenke, Vorsitzende der Freien Wohl-

fahrtspflege NRW. „Berichtet wird unter anderem über willkürliche Festnahmen 

und Inhaftierungen, Folter, Sklaverei und andere schwere Formen der Misshand-

lung. Die Taliban haben diese Menschenrechtsverletzungen nicht nur normalisiert, 

sondern auch gesetzlich verankert.“ 

Die Bündnispartnerinnen kritisieren zudem die direkte und indirekte Zusammen-

arbeit der Bundesregierung mit dem Taliban-Regime zur Durchsetzung von Ab-

schiebungen. Diese Zusammenarbeit untergrabe die internationale Ächtung des 

Regimes und die politische Isolation durch westliche Staaten, mit der die Einhal-

tung der Menschenrechte erzwungen werden soll.  

„Eine verantwortungsvolle Migrationspolitik setzt die Achtung der Menschen-

rechte und damit die Achtung der Rechte jedes Menschen voraus. Jede Abschie-

bung nach Afghanistan, ein Land, in dem die Taliban Menschenrechte mit Füßen 

treten, widerspricht diesem Grundsatz in eklatanter Weise“, sagt Birgit Naujoks, 

Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW. 

Die Organisationen appellieren an die NRW-Landesregierung, angesichts der doku-

mentierten Menschenrechtsverletzungen und der humanitären Not keine Abschie-

bungen nach Afghanistan zu vollziehen. 

Für Rückfragen stehen wir unter der angegebenen Telefonnummer zur Verfügung. 
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